KLEINGARTEN-PACHTVERTRAG

zwischen dem

Landesverband der Gartenfreunde Bremen e. V., Johann-Friedrich-Walte-Str. 2,
28357 Bremen - Verpachtender -

vertreten durch den

Kleingartnerverein

(dieser vertreten durch seinen Vorstand) - Verwaltender -
und

Frau/Herrn

wohnhaft

geboren am in

Pachtende Person zu 1-

Frau/Herrn

wohnhaft

geboren am in

Pachtender Person zu 2-

§1 (Voraussetzungen)

Voraussetzung fir die Pachtung des Pachtgegenstandes ist die Mitgliedschaft der Pachtenden beim Verwal-
tenden.

Bei Verlust der Mitgliedschaft der Pachtenden beim Verwaltenden sind die Pachtenden verpflichtet, einen
vom Verwaltenden nach billigem Ermessen festgesetzten, angemessenen Betrag fiir die Verwaltungskosten
im Zusammenhang mit der Pachtung des Pachtgegenstandes und fiir die Benutzung und Erhaltung der Ge-
meinschaftsanlagen, mindestens in der Hohe des doppelten Mitgliedsbeitrages, an den Verwaltenden zu
zahlen.

Der Versicherungsschutz durch die Kollektivversicherungen des Verpachtenden entfallt in diesem Fall.

Die Pachtenden erklaren, dass ihnen bisher kein Kleingarten-Pachtvertrag des Verpachtenden oder eines
dem Verpachtenden angeschlossenen Vereins wegen vertragswidriger Nutzung oder Zahlungsverzug ge-
kindigt wurde.

Die wahrheitswidrige Erklarung berechtigt den Verpachtenden zur Anfechtung wegen arglistiger Tauschung
und verpflichtet die Pachtenden gegeniiber dem Verpachtenden und/oder Verwaltenden zum Ersatz daraus
entstandener Schaden.

Jeder Wohnungswechsel der Pachtenden ist dem Verpachtenden und/oder Verwaltenden innerhalb von 14
Tagen anzuzeigen. Muss die Anschrift ermittelt werden, kann der Verpachtende und/oder Verwaltende Kos-
tenersatz verlangen.

§2 (Gegenstand der Pachtung)

Pachtgegenstand ist der Kleingarten gelegen im Gebiet des

Kleingértnervereins

mit einer GroRe von m?2.

Der Kleingarten wird in dem Zustand verpachtet, in dem er sich zum Zeitpunkt der Ubernahme durch die
Pachtenden befindet.

Anpflanzungen, bauliche Anlagen und sonstige bewegliche Gegensténde sind nicht Bestandteil der Pacht-
sache.
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§ 3 (Pachtzins)

Der Pachtzins wird nach den Vorgaben des Bundeskleingartengesetzes ermittelt und betragt derzeit fir den
Pachtgegenstand Euro je Quadratmeter im Pachtjahr.

Die von den Pachtenden zu zahlende Pacht in Hohe von derzeit Euro ist spatestens am 31.
Oktober eines jeden Jahres im Voraus an den Verwaltenden zu zahlen. Uber die Zahlungsmodalitaten
(Bankeinzug, Uberweisung etc.) beschlieRt der Verwaltende.

Die Aufrechnung gegen die Pachtzinsforderung oder andere Forderungen des Verwaltenden ist nur mit einer
unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderung durch die Pachtenden zulassig.

§4 (Nutzung)

Der Pachtgegenstand wird den Pachtenden zur ausschlief3lich kleingartnerischen Nutzung im Rahmen der
jeweils geltenden Bestimmungen, insbesondere des Bundeskleingartengesetzes, verpachtet. Die Pachten-
den haben den Pachtgegenstand im Sinne dieser kleingartnerischen Nutzung ordnungsgemal zu bewirt-
schaften und in gutem Kulturzustand zu erhalten. Jede andere Nutzung des Pachtgegenstands ist untersagt.

Bei der Ausgestaltung und Bewirtschaftung des Pachtgegenstandes sind die Pachtenden verpflichtet, die
Gartenordnung des Landesverbandes der Gartenfreunde Bremen e.V. in ihrer jeweils glltigen Fassung so-
wie die gesetzlichen Anforderungen an bauliche Anlagen in Kleingartenanlagen zu beachten. Die Anweisun-
gen des Verpachtenden und/oder Verwaltenden und die fachlichen Weisungen der Aufsichtsbehdérde sind zu
befolgen.

Im Kleingarten ist eine Laube mit hochstens 24 m? Grundflache einschliel3lich iberdachtem Freisitz gemaf
den Vorgaben des Bundeskleingartengesetzes zulassig. Lauben, die bereits vor Inkrafttreten des Bundes-
kleingartengesetzes zuldssigerweise hiervon abweichend errichtet wurden, bleiben in ihrer Zulassigkeit un-
berihrt. Ein Grenzabstand von mindestens 2,5 m ist einzuhalten. Mindestens ein Drittel der Gartenflache
unter Einrechnung der Laubenflache missen fiir den Anbau von Obst und Gemise und anderen Garten-
bauerzeugnisses genutzt werden.

Jegliche Tierhaltung auf dem Pachtgegenstand ist untersagt.

Auf dem Pachtgegenstand ist jeglicher Handel verboten, dies umfasst insbesondere den Verkauf von Alko-
hol. Eine behdrdliche Erlaubnis oder Genehmigung hierzu ist ohne Einfluss auf das Verbot.

Das dauernde Wohnen auf dem Pachtgegenstand (bspw. in der Gartenlaube o. &.) ist unzulassig. Das Woh-
nen auf dem Pachtgegenstand ist auch dann nicht zulassig, wenn es auf wenige Wochen im Jahr begrenzt
ist.

Den Pachtenden ist untersagt, den Pachtgegenstand oder Teile desselben, Dritten zum Gebrauch, zur Nut-
zung oder zum Wohnen zu Uberlassen oder sich dazu rechtsgeschaftlich zu verpflichten.

Die Pachtenden dulden die Verlegung von leitungsgebundenen Gemeinschaftseinrichtungen (Strom, Was-
ser oder Ahnliches) sowie deren Instandhaltung, Reparatur oder Erneuerung auf dem Pachtgegenstand und
gewahrt dem Verwaltenden sowie den vom Verwaltenden hinzugezogenen Hilfspersonen im Rahmen des-
sen Zutritt zum Pachtgegenstand. Dabei entstehende Beeintrachtigungen werden unter Berlcksichtigung
der Interessen aller Beteiligten auf ein Mindestmal} beschrankt.

Das Parken von Kraftfahrzeugen ist nur auf ausgewiesenen Parkplatzflachen zuldssig. Waschen, Reparie-
ren und dauerndes Abstellen von Fahrzeugen jeglicher Art ist verboten.

Die Pachtenden haben an der Gartenpforte den Namen und die Pachtgegenstandbezeichnung anzubringen.

§ 5 (Pachtdauer)

Das Pachtjahr beginnt am 1. Dezember und endet mit dem darauffolgenden 30. November, das erste
Pachtjahr beginnt davon abweichend mit Vertragsschluss. Der Pachtvertrag wird fir Dauerkleingarten auf
unbestimmte Zeit, fur sonstige Kleingarten entsprechend der Laufzeit des Generalpachtvertrages,
geschlossen.

Die Pachtenden kdnnen das Pachtverhaltnis jeweils nur zum Ende des Pachtjahres kuindigen. Die schriftli-
che Kundigung muss dem Verwaltenden spatestens drei Monate vorher schriftlich zugegangen sein. Der
Verwaltende kann von diesem Zeitpunkt Abweichungen zulassen. Im Ubrigen gelten die Kiindigungsvor-
schriften des Bundeskleingartengesetzes.

Der Pachtvertrag endet bei Tod der Pachtenden mit Ablauf des auf den Tod folgenden Monats. § 12 Abs. 2
BKleingG bleibt unbenommen.

Die Anwendung des § 545 Biirgerliches Gesetzbuch (stillschweigende Verlangerung) bleibt fir alle Kiindi-
gungsfalle ausgeschlossen.
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§6 (Abwasser)

Auf dem Pachtgegenstand darf vorbehaltlich Abs. 2 kein Abwasser anfallen.

Wird auf dem Pachtgegenstand Wasser direkt oder indirekt aus der 6ffentlichen Wasserversorgung bezo-
gen, sind die Pachtenden zur Abwasserbeseitigung nach § 6a des Bremischen Entwasserungsortsgesetzes
(EOG) verpflichtet, wenn sich in den Gebauden, wie Lauben oder Nebengebauden an die Wasserversor-
gung angeschlossene Anlagen oder Gerate befinden, deren regelmaRige Benutzung einen nicht unerhebli-
chen Anfall von Abwasser erwarten lassen.

§ 7 (Kleingartenanlage/Verhaltnis zum Generalpachtvertrag)

Auf das Vertragsverhaltnis finden die Bestimmungen des jeweiligen, zwischen dem Verpachtenden und dem
Grundeigentiimer bestehenden, Generalpachtvertrages Anwendung.

Der Verpachtende ist berechtigt, den Pachtenden zu den Kosten, die bei der notwendigen fortlaufenden
Unterhaltung der Gemeinschaftsanlage entstehen, heranzuziehen, soweit er hierzu gegeniber seinem Ver-
tragspartner verpflichtet ist (Erstattungsbetrage).

Die Pachtenden sind verpflichtet, die Gemeinschaftsanlage und die dem Pachtgegenstand angrenzenden
Wege und Graben in ordnungsmafligem Zustand zu halten.

Wege sowie Graben- und Bdschungsprofile diirfen von Pachtenden ohne Zustimmung/Anweisung des Ver-
pachtenden nicht verandert werden.

Soweit die Pachtgrundstiicke an der Offentlichkeit zugénglichen StraRen/Wegen liegen, obliegt den Pach-
tenden die Reinigungs- und Streupflicht.

Kommen die Pachtenden ihren Verpflichtungen oder den Anweisungen des Verpachtenden nicht oder nicht
ordnungsgemal bzw. nicht rechtzeitig nach, so ist der Verpachtende berechtigt, die erforderlichen Arbeiten
nach vorheriger textférmlicher Mahnung auf Kosten der Pachtenden vornehmen zu lassen.

Die Pachtenden sind verpflichtet, an den zur Unterhaltung und Pflege der Anlage erforderlichen Arbeiten auf
Anforderung und Bekanntgabe des Verwaltenden teilzunehmen (Gemeinschaftsdienst).

Kommen die Pachtenden diesen Verpflichtungen nicht nach und stellen auch keine geeignete Ersatzkraft, so
haben die Pachtenden ein Ausfallgeld zu leisten.

Die Hohe des Ausfallgeldes wird durch den Verwaltenden festgesetzt und orientiert sich an den Kosten, die
durch Beauftragung einer Fachfirma anfallen wiirden.

Die Entsorgung von Abfallen jeglicher Art, hierzu zahlen auch der Hecken- und Geholzschnitt, ist in der
Kleingartenanlage untersagt.

Gleiches gilt fur die Verunreinigung von Wegen und Flachen in der Kleingartenanlage. Als Verunreinigung in
diesem Sinne gilt auch das Ausbringen von Pflanzen ohne Zustimmung des Verpachtenden und/oder Ver-
waltenden.

Die Beseitigung oder das Zurlickschneiden von Allee-, Zier- oder Nutzholzbdumen bediirfen der vorherigen
schriftlichen Zustimmung des Verpachtenden.

§8 (Pachtwechsel)

Nach Beendigung des Pachtvertrages haben die Pachtenden den Pachtgegenstand geraumt von den Bau-
lichkeiten, sonstigen Anlagen, Anpflanzungen und allen beweglichen Sachen an den Verwaltenden heraus-
zugeben. Die Neuverpachtung ist ausnahmslos Angelegenheit des Verpachtenden und/oder Verwaltenden.
Bewerbervorschlage der abgehenden Pachtenden werden geprift. Eine bevorzugte Vergabe an einen vor-
geschlagenen Bewerbenden ist nicht vorgesehen.

Abweichend zu Absatz | kann der Verpachtende und/oder Verwaltende den Pachtenden ausnahmsweise
gestatten, die auf dem Pachtgegenstand befindlichen Sachen, oder vom Verpachtenden und/oder Verwal-
tenden bestimmte einzelne davon, auf einen nachfolgenden Pachtenden zu Ubereignen. Verfallene oder
unbrauchbare, sowie nicht den gesetzlichen oder vertraglichen Vorschriften ganz oder in Teilen entspre-
chende bauliche Anlagen, Uberzahlige oder kranke Baume und Straucher sind auf Kosten des ausscheiden-
den Pachtenden zu beseitigen.

Voraussetzung fiir eine Ubereignung nach Absatz Il ist die nach den Richtlinien fiir die Wertabschatzung von
Kleingarten beim Wechsel der Pachtenden durchgefiihrte Wertabschatzung des Pachtgegenstandes. Die
Kosten hierzu tragen die Pachtenden. Sofern der Verpachtende und/oder Verwaltende den Pachtenden die
Ubereignung der Sachen an einen nachfolgenden Pachter gestatten, sind die Pachtenden verpflichtet, bei
einem Verkauf hochstens den Kaufpreis zu vereinbaren, der den ermittelten Wert der Wertabschatzung nicht
Ubersteigt.
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§ 9 (Haftung)

Die Pachtenden haften gesamtschuldnerisch.

Der Verwaltende kann zur Absicherung seiner Anspriiche und/oder der Anspriiche des Verpachtenden eine
Sicherheitsleistung durch die Pachtenden verlangen.

Die Pachtenden sind verpflichtet, von einer etwaigen Pfandung der Bestdnde auf dem Pachtgegenstand
dem Verpachtenden sofort Mitteilung zu machen.

Mangelrechte der Pachtenden gegen den Verpachtenden und/oder Verwaltenden sind ausgeschlossen, es
sei denn

e es handelt sich um vorsatzlich oder arglistig verschwiegene Mangel oder

e Schaden aufgrund grob fahrlassiger Pflichtverletzung des Verpachtenden und/oder Verwaltenden oder

e Anspriche auf Schadenersatz aus Verletzung des Lebens, Korpers oder Gesundheit oder

e wenn der Verpachtende und/oder Verwaltende die Pflichtverletzung zu vertreten hat und auf Ersatz
sonstiger Schaden, die auf vorsatzlicher oder grob fahrlassiger Pflichtverletzung des Verpachtenden
und/oder Verwaltenden beruhen. Einer Pflichtverletzung des Verpachtenden und/oder Verwaltenden
steht der eines gesetzlichen Vertretenden oder Erfullungsgehilfen gleich.

Fur eine Verschlechterung des Pachtgegenstandes haften die Pachtenden.

Bei Verstolken gegen diesen Vertrag oder gegen gesetzlichen Vorschriften durch die Pachtenden sind die
Pachtenden verpflichtet, den Verpachtenden und/oder Verwaltenden wegen aller Anspriiche freizuhalten, die
deshalb entstehen. § 254 BGB ist auf die Freihaltungspflicht entsprechend anzuwenden.

§ 10 (VerstoRe und missbrauchliche Nutzung)

Im Falle eines VerstolRes gegen die §§ 4, 6, 7 und/oder 11 ist der Verpachtende zur Kiindigung des Ver-
tragsverhaltnisses berechtigt, wenn die Pachtenden trotz schriftlicher Abmahnung die erhobenen Beanstan-
dungen nicht abstellt.

Der Verpachtende ist in dem Fall auch berechtigt, die Beseitigung der Mangel auf Kosten der Pachtenden
vornehmen zu lassen.

Die Abmahn- und Kindigungsrechte des Bundeskleingartengesetzes bleiben unbenommen, wie das Bun-
deskleingartengesetz im Ubrigen auch.

§ 11 (Anlagen zum Pachtvertrag)

Die von der Delegiertenversammlung des Verpachtenden beschlossene Gartenordnung und Richtlinie fur
die Wertabschatzung von Kleingarten beim Wechsel der Pachtenden sind, in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung, ausdrucklicher Bestandteil dieses Kleingarten-Pachtvertrages.

Die Verpflichtungserklarung Bau, die Verpflichtungserklarung zur Abwasserbeseitigung und die
Vereinbarung zur Abwasserbeseitigung sind ausdricklicher Bestandteil dieses Kleingarten-Pachtvertrages.

Die Pachtenden bestatigen mit ihrer Unterschrift den Erhalt einer Ausfertigung dieses Kleingarten-
Pachtvertrages mit vorbezeichneten Anlagen und einer Vereinssatzung des Verwalters.

§ 12 (Schlussbestimmungen)

Nach vorheriger Ankiindigung, mit einer Frist von einer Woche, ist es dem Verpachtenden und/oder seinem
Verwaltenden gestattet, den Pachtgegenstand zu betreten. Bei dringendem Handlungsbedarf und zur Ab-
wehr von Schaden oder bei Gefahr in Verzug ist eine vorausgehende Benachrichtigung der Pachtenden
entbehrlich. Nebenabreden, Erganzungen oder Anderungen dieses Vertrages bediirfen zu ihrer Wirksamkeit
der Schriftform. Fir den Fall der Unwirksamkeit oder Nichtigkeit einer Bestimmung dieses Vertrages bleiben
die Ubrigen Regelungen davon unberihrt.

Die unwirksame oder nichtige Bestimmung ist durch eine dem Willen der Parteien am nachsten kommende
Regelung zu ersetzen.

Bremen, den

Verwaltender (vertretungsberechtigter Vorstand) pachtende Person zu 1

Verwaltender (vertretungsberechtigter Vorstand) pachtende Person zu 2
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Richtlinien fiir die Wertabschatzung
von Kleingarten beim Wechsel der Pachter*innen

Praambel

Diese Richtlinien sollen, begrindet in der Tradition der Kleingartnerbewegung und bezogen auf das
Bundeskleingartengesetz (BKleingG), zur Sicherung der sozialen Gerechtigkeit - als eine der wesentlichen
Aufgaben des Kleingartenwesens - beitragen.

1.
1.1

1.2

1.3

2.2

3.2
3.2.1

3.2.2

Allgemeines

Die Wertabschatzung freiwerdender und an neue Pachtende zu verpachtende Garten muss durch
eine Schatzkommission erfolgen. Die Teilnehmenden dieser Kommission missen Uber sachliche
und fachliche Kenntnisse verfligen und an einem Schatzlehrgang sowie den vorgegebenen Nach-
schulungen des Landesverbandes der Gartenfreunde Bremen e.V. mit Erfolg teilgenommen haben
und als Schatzende des Landesverbandes legitimiert sein.

Geschatzt werden nur die unter 3.1 aufgefihrten Kulturen und Baulichkeiten, soweit sie mit einer
kleingartnerischen Nutzung vereinbar sind und nicht gegen 6ffentliches Recht und BKleingG sowie
gegen die Bestimmungen in Pachtvertrag und Gartenordnung verstof3en.

Von den Schatzkommissionen der Vereine dirfen nicht geschatzt werden:

e Garten, die aus Griinden des Gemeinwohls aufgegeben und gerdumt werden miissen

e Bauwerke, die von den Kleingartnern bewohnt wurden (Behelfsheime).

Aufgaben

Die Richtlinien sollen den Zugang zum Kleingartenwesen auf einem fur alle sozialen Schichten der
Bevolkerung erschwinglichen Preisniveau gewahrleisten.

Durch die Anwendung der Richtlinien soll aulRerdem erreicht werden, bauliche Missstande zu besei-
tigen. Zu viele oder falsch angepflanzte, den gartnerischen Abstand oder den Grenzabstand nicht
einhaltende, schlecht gepflegte oder abgangige Obstbdume und Beerenstraucher sowie Gehdlze
und Pflanzen aller Art sind mit ,Wurzelwerk® zu entfernen. Ebenfalls zu beseitigen sind nach der
Gartenordnung unzuldssige Baume und Strducher sowie Hecken innerhalb des Gartens, die die
Sicht in den Garten verhindern.

Baume im Kleingarten sind in der Baumschutzverordnung nicht geschutzt.

Grundlagen:
Geschatzt werden:
e Pflegezustand
e Kulturen und Anpflanzungen gemaf Gartenordnung
e Gartenlaube, Nebengebaude, Anbauten und Uberdachter Freisitz
¢ Nebenanlagen
- Pforte und Einfriedigungen einfacher Art zur Verkehrsflache
- Sitzplatz und Wegebefestigungen bis max. 10% der GartengroRe
- max.12 m? Freisitzliberdachung ohne Fundamentplatte, allseitig offen, Héhe 2,3 m in 2,5 m Ab-
stand zur Laube und zu den Parzellengrenzen.
- Zertifizierte Abwasserbeseitigungsanlagen
- E-Anschluss

Nicht zu schatzen sind:

Alle weiteren Nebenanlagen und Elemente, die eindeutig der Gartengestaltung dienen, soweit sie
zugelassen, genehmigt oder geduldet sind. Sie mussen von abgehenden Pachtenden entfernt oder
mitgenommen werden oder kdnnen in freier Vereinbarung von Neupachtenden Gbernommen werden
und gehen damit in deren Eigentum Uber. Hierzu zahlen Kinderspielhduser, Gewachshauser,
Geratekisten, Pflanzenschutzstdnde, Rankgeriste, Pergolen, Kompostbehalter, Friihbeete,
Hochbeete, Krauterspiralen, Pflanzgefale, Trockenmauern zur Beeteinfassung, Betongrills,
gemauerte und groflenmalig mit der kleingartnerischen Nutzung vereinbare Grills, Teiche,
Insektenhotels, Zierbrunnen, Findlinge, Steingarten und Kinderspielgerate. Sind diese
Nebenanlagen, baufallig oder defekt, so miissen sie von abgehenden Pachtenden entfernt werden.
Pumpenrohre/Brunnen werden auch nicht entschadigt, dirfen aber bei Pachtwechsel nicht bescha-
digt sein oder entfernt werden. Der Brunnen ist auf dem Grundstlick verbaut und damit liegt das Ei-
gentumsrecht beim Flacheneigentimer.

Anpflanzungen, Baulichkeiten, illegale Ver- und Entsorgungseinrichtungen, Sperrmdill, iberzahlige
Gehwegplatten und andere Gegenstande, die gegen 6ffentliches Recht und BKleingG sowie gegen
Bestimmungen in Pachtvertrag und Gartenordnung verstof3en sind zu beseitigen
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Pauschalen zur Berechnung der Méngelbeseitigung von lllegale Abwassergruben

Betonringe oder gemauerte Gruben 170 € zzgl. 82 € Entleerung
Eingegrabene Fasser 200 € zzgl. 82 € Entleerung
Ableitung in Erdreich oder Graben 200 €

Kann die Grube nicht eindeutig bestimmt werden, ist der Héchstpreis zu berechnen (282 €)

3.2.3 Die fur den Fall der Nichtbeseitigung einem anderen entstehenden Kosten gehen zu Lasten der
abgehenden Pachtenden und sind von diesen entsprechend zu hinterlegen oder von dem Schatz-
gebnis in Abzug zu bringen.

Eine fir die vollstdndige Beseitigung erforderliche und angemessene Frist - bis zu maximal
6 Monaten - sind den Nachfolgepachtenden verbindlich vorzugeben.

4, Schitzungen

4.1 Pflegezustand
Bei ungepflegten, verwilderten oder stark verkrauteten Flachen sind bis zu 6,00 € je m? von der
Schatzsumme abzusetzen.

4.2 Dauerkulturen Grundpreis  Multiplikationswert nach Jahren bei gutem Zustand
Sorte und Baumform je Stiick € 3 5 10 15 20

4.2.1 Apfel und Birne Hoch-/ 14,00 1,5 2 3 2 1
Halbstamm

4.2.2 Apfel und Birne Busch/ 11,00 1,5 2 2 1
Spindel

4.2.3 Apfel und Birne Spalier 12,80 1,5 2 2 1

4.2.4 Pflaume, Zwetschge 12,50 1,5 2 3 2
Halbstamm

4.2.5 Kirsche Halbstamm 12,50 1,5 2 2 1

4.2.6 Kirsche Busch 11,50 1,5 2 1

4.2.7 Pfirsich Busch 11,50 1,5 2 1

4.2.8 Quitte Busch 12,30 1,5 2 2 1

429 Beerenobst Hoch-/ 6,40
Halbstamm

4.2.10 Beerenobst Busch 3,30

4.2.11 Brombeeren rankend 2,70

4.2.12 Him- u. Brombeeren nicht 2,70
rankend

4.213 Gartenheidelbeeren 7,70

4.2.14 Weinstock 7,70

jelfd. m<€ 1 2 3 4 5 7

4.2.15 Spargel 3.30 1,5 1,5 1,5 2

4.2.16 Erdbeeren 0,80

4.2.17 Rhabarber je Stiick 1,80

Die durch Multiplikation ermittelten Hochstwerte konnen sich nur auf eine sehr gute Qualitat
beziehen. Gegebenenfalls sind entsprechende Minderungen vorzunehmen.

Zu schatzende Hochstmengen bei einer GartengréfRe von 400 m?:

Stachel- und Johannisbeeren, insgesamt 10  Stick
Himbeeren 12 Ifd. M.
Brombeeren, rankend 5 Stick
Brombeeren, nicht rankend 12 Ifd. M.
Erdbeeren 30 Ifd. M.
Rhabarber 5 Stick
Spargel 20 Ifd. M.
Weiterhin zu beachtende Hochstmengen It. Gartenordnung je 200 m? Gartenland:
Buschbaume 2  Stick
Hoch- oder Halbstamm 1  Stick

Die vorgegebenen Grenzabstande sind zu beachten
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4.3

4.3a

4.4

4.4.1

4.4.2

Zierpflanzen und Rosen je Stiick bis €

Zierstraucher, Laubgehdlze 4,30
Zierstraucher, Nadelgehdlze 12,80
Zierstraucher, Moorbeetpflanzen 17,90

e Bei der Schatzung sind maximal 25 Stlick Ziergeholze in
gemischter Pflanzung zu bericksichtigen,
einschlieRlich - pro 100 m? - 1 Nadelgehdlz

Buschrosen 4,30
Hochstammrosen 9,20
¢ Rosen zusammen maximal 50 Stlck

Stauden maximal 40 Stick 1,50
Polsterstauden maximal 60 Stlick 0,90
Wegeeinfassungen maximal 40 Ifd. M. je Ifd. M. 1,80
Blumenzwiebeln bis 25,00

e Bei der Schatzung der Zierstraucher, Rosen, Stauden, Blumenzwiebeln darf ein Hochst-
wert von max. 300,00 € nicht tiberschritten werden.

Hecken am Weg je Ifid. M. 3,60
(soweit sie nicht vom Verpachtenden erstellt und die vom Verpachtenden erstellte Hecke nicht er-
neuert wurde)

Bauliche Anlagen

Bei der Schatzung der baulichen Anlagen ist von einer einfachen und fachgerechten Ausfiihrung
auszugehen. Uber den Rahmen der kleingértnerischen Nutzung hinausgehende Ausstattungen sind
nicht zu beriicksichtigen. Die Ableitung des anfallenden Regenwassers muss durch ein funktionsfa-
higes System gewahrleistet sein. Das Regenwasser ist iber Regentonnen abzuleiten. Regenwasser
darf nicht ins Erdreich eingeleitet werden.

Geschatzt werden Gartenlauben, mit in die Dachkonstruktion integriertem Freisitz bis max. 24 m?
Grundflache oder eine Gartenlaube, ein an der Laube angebauter Gberdachter Freisitz, Nebenge-
baude und Anbauten bis zu einer bebauten Flache von zusammen max. 24 m?. Bestandsgeschutzte
Gartenlauben mit oder ohne Uberdachtem Freisitz an der Laube bis max. 26 m? Uberbauter Flache,
wenn sie vor dem 28.02.1983 genehmigt wurden.

Eine max. 12 m? gro3e und max. 2,3 m hohe, allseitig offene Freisitziberdachung ohne Fundament-
platte mit einem Grenzabstand von 2,5 m zur Laube und den Parzellengrenzen, wenn damit die be-
baute Flache 36 m? bzw. bei Bestandsschutz 38m? nicht Uberschreitet. Der Bestandsschutz einer 26
m?2 grol3en Laube muss mit der Baugenehmigung nachgewiesen werden. Er wurde bis zum
28.02.1983 ausschlieRlich vom Bauordnungsamt ausgesprochen und mit der Schlussabnahme be-
statigt. Uber einfache InstandhaltungsmaRnahmen hinausgehende Veranderungen an der Laube
mussen mit dem Bauordnungsamt abgesprochen werden.

Duldungen UbergroflRer oder den Grenzabstand nicht einhaltender Lauben werden ausschlief3lich
vom Bauordnungsamt ausgesprochen, hier wird der Schatzwert halbiert. Bei Vorlage einer Duldung
muss bei jeder Schatzung genau geprift werden, ob die vorgefundenen Baulichkeiten tatsachlich
den Abmessungen der Duldung entsprechen. Der Bebau wird in der Schatzung mit max. 24 m?, bzw
bei nachgewiesenem Bestandsschutz mit 26 m? berechnet.

Gartenlauben
Der Ausgangswert betragt grundsatzlich 23 M/m?, das gilt fir:
Massivlauben

Massive Anbauten und massive Schuppen

Holzlauben, ein- oder doppelwandig

Anbauten ein-oder doppelwandig und Holzschuppen, ein- oder doppelwandig
Blockhausbohlenlauben

Nurdachlauben

Der Ausgangswert wird durch Abzug der Médngel zum Rechenwert

Die Laube muss bei Ubergabe besenrein sein. Minderwertige, nicht fachgerecht gebaute,
nicht instand gehaltene oder unzuldssige Baukorper sind von abgehenden Pachtenden zu
beseitigen.

Uberdachte Freisitze an der Laube in einwandfreier Konstruktion: inklusive der im Sand verlegten
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Gehwegplatten oder Dielenbretter auf Balkenlage —

- bei Pult- und Flachdachlauben sowie flachen Vordachern von Zelt- und Satteldachlauben nicht
hoéher als M 5,00 je m?

- bei Zelt-, Walm- und Satteldachlauben, mit einer max. H6he von 3,5 m, einbezogen in die
Dachkonstruktion der Laube M 11,5 je m?

- bei Nurdachlauben mit einer max. Héhe von 4,75m, eingezogen in die Dachkonstruktion M 15,00 je m?

Uberdachte Freisitze, egal ob in die Dachkonstruktion integriert oder vorgebaut kénnen geschlossen
werden, wenn die Bebauung von max.24 m? eingehalten wird. Freisitze von Lauben mit genehmigten
Bestandsschutz kdnnen geschlossen werden, wenn die Bebauung bis max. 26 m? eingehalten wird
und dadurch keine gravierenden baulichen Veranderungen an der Laube vorgenommen werden.

4.4.3 Berechnungsgrundlagen
Der vom Landesverband veréffentlichte Bauindex der Stichtage 01. Mai und 1. Oktober.

Abschreibungswerte
Fir gepflegte Gartenlauben betragt die Abschreibung jahrlich 2%.

Restwert: Sehr gut erhaltene Gartenlauben kénnen bei normaler Abschreibung gemaf diesen Richt-
linien einen Restwert bis zu 30% behalten.

444 Nebenanlagen
- Pforte und Einfriedigung, soweit diese nicht vom Verpachtenden erstellt und nachfolgend nicht be-

legbar erneuert wurden.

Pforte bis max. € 50,00
Einfriedigung / Zaun bis max. € 4,50 / Ifd. M.
- Terrassen- und Wegebefestigung nicht mehr als 10% der GartengréRe
Gehwegplatten und Natursteine bis max. € 7,50 / m?
- allseitig offene Freisitziberdachung ohne Fundamentplatte in 2,5m Abstand zur Gartenlaube und
den Parzellengrenzen bis max. € 300,00

Die jahrliche Abschreibung erfolgt mit 2 % ab Baujahr.

- Abwasserbeseitigungsanlage, Abwassersammelbehalter i. S. des Entwasserungsortsgesetzes
Die Bewertung geht vom Normalherstellungswert auf Kostenbasis des Einbaujahres aus. Schlissel
ist die Literzahl des Abwassertanks. Es werden nur Tanks mit mindestens 1.500 und maximal
3.000 | bewertet, die gemaR "Vereinbarung Uber die Abwasserbeseitigung in Kleingarten" einge-
baut wurden.

Der Maximalwert betragt 900,- Euro fiir einen 1.500--Tank und 1.500,- Euro fiir einen 3.000-I-

Tank. ZwischengréRen werden entsprechend berechnet. Einbaukosten werden nach dem Rech-
nungsbeleg der Einbaufirma oder bei Selbsteinbau pauschal berticksichtigt.

Die Einbaupauschale betrdgt 200 € fiir Behélter bis 1750 | und 350 € fiir Behélter tiber 1750 I.

Die jahrliche Abschreibung erfolgt mit 5 % ab Einbaujahr bis zu einem Restwert von 100,- Euro bei
1.500 | und 200,- Euro bei 3.000 I. Zwischengréf3en werden entsprechend berechnet.

Eine Bewertung der Trinkwasserversorgung findet nicht statt (Sanitaranlagen, Wasserzuleitung usw.).
Die Bewertung der Abwasseranlagen erfolgt nur bei Vorlage eines Entsorgungsnachweises. Ist dieser
alter als 2 Monate, erfolgt ein Abzug in Hohe einer entsprechenden Leerung.

4.5 E-Anschlisse
Einzelanschliisse pauschal
bis 1973 € 200,00
ab 1974 € 400,00
ab 1980 € 600,00
ab 2001 € 800,00
ab 2022 € 1200,00

Gemeinschaftsanschliisse zu den urspringlichen Erstellungskosten, jedoch nur
bis max. € 400,00
E- Installationen in oder auRerhalb der Gartenlaube erfahren keine Sonderbewertung.

5. Schlussbestimmungen

5.1 Die angegebenen Werte sind Hochstwerte. Sie sind in keinem Fall zu Gberschreiten.

5.2 Die vor Ort ermittelten Werte sind in den Vordruck ,WERTABSCHATZUNG" einzutragen. Die
Endsumme ist entsprechend zu ermitteln.
Nicht berticksichtigte Gegenstdnde und sich aufgrund der notwendigen Beseitigung ergebende
Abziige sind zu begriinden.

5.3 Der Vordruck ,WERTABSCHATZUNG" ist dreifach auszustellen und von den Schatzenden und dem

03/2023
Seite 8 von 16



54

5.5

5.6

5.7

Vereinsvorstand zu unterzeichnen. Je eine Niederschrift erhalten die abgehenden und
Uubernehmenden Pachtenden sowie der Verein.

Die abgehenden Pachtenden kénnen gegen das Ergebnis der Wertabschatzung innerhalb von
14 Tagen nach Bekanntgabe (Zustellung) beim Landesverband der Gartenfreunde Einspruch
erheben und eine Nachpriifung durch dessen Schiatzkommission verlangen. Wird die Frist
versaumt, gilt das Ergebnis als akzeptiert.

Jede Wertabschatzung ist gebihrenpflichtig. Die Gebihr betragt € 150,00. Die Gebuhr ist zahlbar
von den Pachtenden. Binnen 14 Tagen nach Erhalt der ,Wertabschatzung" ist die Gebuhr fallig und
abzufuhren.

Die Gebuhrenpflicht fur die erste durch den Verein erfolgte Wertabschatzung entfallt, wenn die bei
Einspruch durchgefiihrte Nachprifung um mehr als 20% vom Erstergebnis abweicht.

Die Schatzfibel ist in ihrer jeweils gliltigen Fassung ausdriicklicher Bestandteil dieser Richtlinien.

Die Richtlinien fiir die Wertabschatzung von Kleingarten beim Wechsel der Pachtenden wurden am
04. Dezember 2003 durch die Delegierten des Landesverbandes der Gartenfreunde e.V. beschlossen und
am 23.November 2016 durch Beschluss der Delegiertenversammliung in den Ziffern 4.4.1 und 5.7 geéndert.
Nach Beschluss der neuen Schatzfibel durch die Delegiertenversammlung vom 20.11.2021 wurden die
Richtlinien mit Beschluss der Delegiertenversammlung vom 21.05.2022 entsprechend angepasst und nach
Beschluss der Delegiertenversammlung vom 18.03.2023 in der Ziffer 5.5 geandert.

Mit ihrem Wirksamwerden zum 18.03.2023 treten die vorherigen Richtlinien auf3er Kraft.

Landesverband der Gartenfreunde Bremen e.V.
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Gartenordnung des Landesverbandes der Gartenfreunde Bremen e.V.

In unseren Kleingartenanlagen wollen wir gut nachbarschaftlich zusammenleben. Mit der Gartenordnung geben
sich die Gartenfreunde Regeln, die von gegenseitigem Vorteil sind. Wir beachten und férdern die Belange des
gesellschaftlichen und stadtokologischen Umfeldes.

Die Grundsatze und Erfordernisse des Umwelt- und Naturschutzes und der Landschaftspflege werden wir
berlcksichtigen.

Unsere Gartenordnung orientiert sich an dem Bundeskleingartengesetz (BKleingG), den Satzungen des Landes-
verbandes der Gartenfreunde Bremen (LVB) sowie den Vorgaben unserer Verpachtenden (Stadt Bremen sowie
Privatverpachter).

Die kleingartnerische Nutzung erfordert den Anbau von Obst, Gemiise und anderen Gartenbauerzeugnissen auf
mindestens 1/3 der Gartenflache. Jeder Kleingartenpachtende hat den Garten eigenverantwortlich zu
bewirtschaften.

Der Garten muss in einem der Gartenordnung entsprechendem Zustand gehalten werden. Hilfeleistungen durch
Dritte sind erlaubt. Die ausschliel3liche Bewirtschaftung durch Dritte ist unzulassig.

Die Gartenordnung gilt im Bereich der Bremer Kleingartenanlagen. Die Vorgaben der Gartenordnung gelten fir
Kleingartenpachtende und Eigentiimer, wenn ihre Garten in ausgewiesenen Kleingartenanlagen liegen.

1. Bebauung
Die Bebauung richtet sich nach den Vorgaben des BKleingG, der Bremischen Landesbauordnung sowie dem
Pachtvertrag. Alle Gebaude und Nebenanlagen sind zu pflegen und instand zu halten.

Vor Errichtung und/oder Anderung einer baulichen Anlage ist der Verwaltende/Vorstand iiber das Bauvorhaben in
Kenntnis zu setzen. Bauplane und -zeichnungen sind dem Verwaltenden/Vorstand vorzulegen.

Abweichungen hiervon sind nur in Absprache mit dem Verpachtenden zulassig. Darliber hinaus gelten folgende
Regelungen:

11 Gartenlaube

Die GrofRe der Gartenlaube darf 24 m? Grundflache einschlieRlich Gberdachtem Freisitz nicht Gberschreiten
(geman den Vorgaben des BKleingG). Vor Inkrafttreten des BKleingG errichtete und genehmigte Lauben bleiben
hiervon unberihrt. Ein Grenzabstand von mindestens 2,5 m ist einzuhalten.

1.2 Bauliche Nebenanlagen
Je Kleingarten sind als bauliche Nebenanlagen maximal zulassig

mit einem Grenzabstand von mindestens 1 m:

e Rohrbrunnen fir Pumpenanschluss

e Hochbeete

o 2 Geratekisten (MaRe pro Kiste: max. 2,0 m x 1,0 m, Héhe 1,25 m)

e 1 Gewachshaus (Flache max. 5m?). Das Gewachshaus dient ausschlieBlich der Anzucht und
Anpflanzung.
1 Kinderspielhaus (max. umbauter Raum: 2,5 m?, Firsthéhe: 2,0 m)
Kompostbehalter
Rankgertst einreihig, in offener Bauweise mit einer Gesamtlange von max. 6 m und einer Hohe von
max. 2,10 m

e o o

mit einem Grenzabstand von mindestens 2,5 m (nach allen Seiten):

» 3 Sichtschutzwande (Héhe und Breite je max. 1,80 m) im Bereich des Sitzplatzes an der Laube falls
keine Sichtschutzhecke vorhanden ist. Die Sichtschutzwande dirfen den Einblick in den Kleingarten
nicht behindern.

e 1 Rankgerlst mit Wetterschutzfunktion (Dach), allseitig offen, ohne Fundamentplatte, mit einer Flache
von max. 12 m? und einer max. Héhe von 2,30 m. Zur Laube muss ein Abstand von 2,5 m eingehalten
werden.

1.3 Terrassen und Wege
Sitz- und Wegeflachen durfen maximal 10 % der Gesamtpachtflache betragen. Sie durfen nicht mit geschuttetem
Beton, Bitumen oder ahnlich massiv angelegt sein.

14 Teiche und Badebecken

Die Wasseroberflache eines Feuchtbiotops oder eines Zier- und Wasserpflanzenteiches darf max. 8 m? betragen.
Ein Teich muss erdgleich angelegt werden. Zur Anlage des Teiches sind Lehm-/Tondichtungen, geeignete Folien
oder Fertigbecken zu verwenden. Ein Entschadigungsanspruch besteht nicht.

Wahrend der Monate April bis September diirfen Planschbecken mit einem Durchmesser bis zu 2,0 m und einer
Hohe von max. 0,5 m vorliibergehend aufgestellt werden. Die Verwendung von Wasserzusatzen, bspw. zur
Haltbarmachung, ist verboten. Schwimm- oder Badebecken sind unzulassig.
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2. Geholze

Im Kleingarten gelten Einschrankungen bei der Gehdlzauswahl. Diese kénnen sich unter anderem aus der
notwendigen kleingartnerischen Nutzung, den Standortanspriichen der Gehdlze und/oder wegen der engen
Nachbarschaft ergeben. Alle Pflanzen missen den nach gartnerischen Erkenntnissen erforderlichen
Pflanzabstand haben und diirfen Nachbargarten nicht beeintrachtigen.

Trotz eingehaltener Mindestabstande kann eine Beeintrachtigung des Nachbargartens gegeben sein und kann
durch die Vereinsvorstande geduldet werden.

Von keinem Geholz durfen Einwirkungen auf Stromversorgungsleitungen ausgehen.

Vorhandende Einwirkungen sind durch die Pachtenden bzw. Stérenden umgehend zu beseitigen. Eine Einwirkung
um eine Freileitung ist bei einem Lichtraumprofil (Entfernung zwischen Geholz und Freileitung) kleiner als 1,0 m
gegeben. Eine Begrinung der Masten hat zu unterbleiben.

GroRwichsige Park- und Waldbaume sind im Kleingarten unzuldssig und haben ihren Standort ausschlieflich in
den Anlagen des Gemeinschaftsgriins.

21 Obstgeholze
Walnussbdume sind im Kleingarten nicht erlaubt.
Je Kleingarten sind mit einem Grenzabstand von mindestens 2,5 m max. zulassig:
e 1 Haselnussstrauch
e 1 Holunderstrauch
Je angefangene 200 m? Gartenland sind mit einem Grenzabstand von mindestens 2 m max. zulassig:
e 1 Hoch- oder Halbstamm
e 2 Buschbdume

Kleinbaumformen sind mit einem Grenzabstand von mindestens 1,5 m zulassig,
Beerenobst ist mit einem Grenzabstand von mindestens 1 m zulassig.

Alte Obstbaume, die 6kologisch wertvoll und fiir das Gebiet pragend sind, kdnnen von den Vereinsvorstanden
geduldet werden.

2.2 Ziergeholze
Auf je angefangene 100 m? Gartenland sind mit einer endguiltigen Wuchshéhe (Wuchspotenzial) bis zu 4 m und
einem Grenzabstand von 2,5 m zul3ssig:

¢ 1 Nadelgehdlz

e 2 Ziergeholze
Dariiber hinaus sind nur solche Geholze zu wahlen, die eine endgultige Wuchshéhe von 2,5 m nicht Gberschreiten,
der Grenzabstand betragt hier 1,5 m.

Empfohlen werden heimische Gehdlze zur Férderung der Artenvielfalt von Végeln und Insekten.

3. Einfriedungen
Massive Einfriedungen mit Betonsockel, Betonpfahlen und Stacheldraht sind unzulassig. Die max. zulassige
Zaunhohe zur Wegeseite betragt 1,10 m.

31 Gartenpforte

Die Gartenpforte ist in der vom Verpachtenden festgelegten Ausfiihrung zu erstellen und zu unterhalten. Eine
Kennzeichnung (Schild) ist gemaf §4 1l 2, 3 Ortsgesetz Uber die 6ffentliche Ordnung (Vor- und Nachname der
Pachtenden, Weg und Nr.) anzubringen.

3.2 Hecken

Durch den Verpachtenden gepflanzte Hecken sind fachgerecht zu erhalten und gegebenenfalls zu erganzen oder
zu ersetzen. Bei Neuanpflanzungen und Erganzungen sind heimische Arten zu verwenden. Die vorgegebene
Heckenform ist einzuhalten. Ansonsten sind die Hecken nach den Angaben des Vereins zu pflanzen. Wahrend der
Brutzeit hat der Schnitt von Hecken und Strauchern zu unterbleiben.

Die max. zulassige Heckenhdhe betragt 1,10 m. Héhere Heckenbdgen Uber Gartenpforten sind erlaubt. Die
Heckenbreite ist den ortlichen Gegebenheiten anzupassen.

Im Bereich des Sitzplatzes ist eine lebende Sichtschutzhecke bis 1,80 m Hohe zuléssig.
Beet- oder Wegeeinfassungen sind mit einer Hohe bis 30 cm erlaubt.

3.3 Nachbargrenzen
Zwischen den Kleingarten sind sockellose Holzlatten- sowie engmaschige Drahtgeflecht- und Stabgitterzaune bis
zu einer Hohe von 1 m zulassig. Die Zaunpfosten missen in ihren Abmessungen der Zaunhdhe angepasst sein.

Eine Abgrenzung durch Hecken zwischen den Kleingarten ist unzulassig.

4. Umweltschiitzende MaBRnahmen
Unter Bericksichtigung der kleingartnerischen Nutzung haben sich Gestaltung, Nutzung und Pflege der Garten an
den Bediirfnissen von Natur und Umwelt zu orientieren.

11/2019
Seite 11 von 16



41 Forderung der Artenvielfalt
Der Artenreichtum an Pflanzen und Tieren ist zu erhalten und zu férdern. Kleingartenanlagen sind als
unverzichtbare Elemente der Stadtokologie zu erhalten bzw. zu entwickeln.

4.2 Verbot von Herbiziden, Insektiziden und Pestiziden
Die Anwendung von chemischen Schadlings- und Unkrautvernichtungsmitteln ist in Kleingarten
und in der gesamten Kleingartenanlage verboten.

Gleiches gilt fiir Rasendiinger mit Unkraut- und Moosvernichtern.
Die fachgerecht ausgefiihrte Kompostwirtschaft macht eine mineralische Dingung der Gartenflache weitgehend
UberflUssig.

4.3 Artenschutz
Forderung und Schutz der Tierwelt ist eine besondere Verpflichtung der Kleingartnergemeinschaft.
Die Pachtenden sollen Nisthilfen, Tranken und Lebensraume fir Insekten, Végel und andere Wildtiere anbieten.

Fir eine 6kologische Strukturvielfalt in ihrem Kleingarten, knnen Pachtende mit einem Grenzabstand von 1 m
jeweils 1 kleines Natursteinlager, 1 Laubhaufen und 1 Totholzversteck anlegen. Diese durfen eine GrofRe von 1 m?
nicht Gberschreiten. Wildkrauterflachen sowie fachgerecht angelegte Wildblumenwiesen mit zweimaliger Mahd
sind mit einem Grenzabstand von 1 m erlaubt.

In den Anlagen des Gemeinschaftsgriins sind Manahmen zur Erhéhung der Artenvielfalt wiinschenswert. So
sollen Bluhstreifen, Bienen- und Schmetterlingswiesen, Teiche, heimische Vogelschutzhecken und
Streuobstwiesen angelegt werden. Sie sind an den dafiir geeigneten Stellen im Einvernehmen mit dem
Verwaltenden/Vorstand, Verpachtenden und mit Umweltbetrieb Bremen fachgerecht anzulegen, zu pflegen und zu
unterhalten.

44 Totholz
Kranke Gehdlze im Kleingarten sind einschlieBlich Wurzelwerk fachgerecht zu entsorgen.

Kleinere Totholzverstecke zum Schutz von Insekten und Kleintieren im Kleingarten sind erlaubt (siehe 4.3).

4.5 Graben und Wasser

Es ist verboten, zur Verunreinigung fihrende Stoffe, Abwasser, Fakalien oder ahnliches in das Erdreich oder die
Graben zu leiten. Gleiches gilt fur das Verrieseln oder Versickern von Schmutz- und/oder Abwasser.
Grabenprofile dirfen nicht verandert werden. Der Wasserdurchfluss ist jederzeit zu gewahrleisten. Eigenmachtige
Anstauungen von Graben durch die Pachtenden sind unzulassig.

Bei Grabenreinigungen ist auf Bewuchs und Tiere Rucksicht zu nehmen. Aus 6kologischen und
naturschutzrechtlichen Griinden darf die Mahd der Uferb6schungen und Randstreifen nur im Zeitraum vom

1. August bis 31. Oktober, das Entkrauten und Ausrdumen der Grabensohle nur vom 1. September bis 31. Oktober
eines Jahres erfolgen. Weisungen des Deichverbandes, des Eigentimers und des Verpachtenden sind unbedingt
zu befolgen. Gleiches gilt auch fiir die Benutzung von Deichen.

4.6 Toiletten
Toiletten missen fach- und umweltgerecht entleert werden. Empfohlen werden Einstreu- oder
Verdunstungstoiletten mit anschlieRender Kompostierung der Fakalien.

5. Kleingarten- und Anlagenpflege

5.1 Wege, Hecken und Graben

Zur Instandhaltung, Pflege und Reinigung der an die Kleingarten grenzenden Flachen wie Wege, Hecken, Graben
usw., sind die anliegenden Pachtenden verpflichtet. Im Einzelfall kénnen besondere Vereinbarungen mit den
Verpachtenden getroffen werden. Die eigenmachtige Veranderung dieser Anlagen ist verboten.

5.2 Gemeinschaftsanlagen
Alle Gemeinschaftsanlagen sind pfleglich zu behandeln. Festgestellte Schaden sind dem Verwaltenden/Vorstand
unverzuglich zu melden.

5.3 Kompost, Abféille und Unrat

Pflanzliche Abfalle sind grundsatzlich als Kompost zu verwerten. Nicht kompostierbare Abfalle sind
ordnungsgemal zu entsorgen.

Das Verbrennen von Baum- und Heckenschnitt, Gras, Abfallen jeglicher Art oder Ahnlichem ist nicht gestattet. Die
dauerhafte Lagerung von Sperrmill und/oder Abfallen, Unrat, Schrott, Geriimpel, Baumaterialien und Gehwegplat-
ten innerhalb des Kleingartens ist verboten. Die fiir die Sperrmiillabfuhr geltenden Richtlinien gelten auch in der
Kleingartenanlage.

5.4 Pflanzen

Anpflanzungen auRerhalb der Gartengrenzen und in den Anlagen des Gemeinschaftsgriins sind nur nach
Abstimmung mit dem Eigentiimer, Verpachtenden und dem Verwaltenden/Vorstand zulassig. Anpflanzungen
mussen fachgerecht angelegt und gepflegt werden. Das Anpflanzen von invasiven Pflanzenarten gemaf
Unionsliste (EU-Verordnung 1143/2014) ist verboten. Bereits vorhandene invasive Arten gemaf Unionsliste sind
umgehend samt Wurzelwerk zu beseitigen und ordnungsgemaf zu entsorgen.
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6. Allgemeine Ordnung
Das Wohnen im Kleingartengebiet ist verboten.

Die Pachtenden sind verpflichtet, Ruhe, Ordnung und Sicherheit einzuhalten und alles zu unterlassen, was den
Frieden der Kleingartnergemeinschaft stort und dem Gemeinschaftsleben zuwiderlauft.
Die Pachtenden sind fiir das Verhalten Ihrer Besuchenden verantwortlich.

6.1 Larm

Eine die Nachbarn belastigende und den Erholungswert beeintrachtigende Gerauschverursachung ist verboten.
Die rechtlichen Vorgaben (iber Gerauschemissionen sind unbedingt einzuhalten.

Larmende Gartengerate und Werkzeuge durfen demnach nur von montags bis samstags, aul3er an Feiertagen,
zwischen 08:00 und 13:00 Uhr sowie 15:00 und 19:00 Uhr betrieben werden.

Weiterreichende Einschrankungen bleiben dem Verwaltenden/Vorstand im Bedarfsfall vorbehalten.

Gerausche spielender Kinder sind kein Larm in diesem Sinne.

6.2 Fahrzeuge
Bei Benutzung von Fahrzeugen aller Art innerhalb der Kleingartenanlage sind die vom Verpachtenden,
Verwaltenden/Vorstand getroffenen Regelungen bindend.

Das Parken von Kraftfahrzeugen ist nur auf ausgewiesenen und genehmigten Parkplatzflachen zulassig.

Waschen, reparieren und dauerndes Abstellen von Fahrzeugen jeglicher Art ist innerhalb der gesamten
Kleingartenanlage verboten. Gleiches gilt fur das Abstellen und/oder Nutzen von Wohnwagen/-mobilen,
Containern, mobilen Bauwagen, Zelten oder Ahnlichem.

6.3 Feuer und Rauch
Die rechtlichen Vorgaben zum Umgang mit Feuer sind einzuhalten. Lagerfeuer im Kleingarten sind verboten. Eine
Rauchbelastigung ist zu vermeiden, es gilt das Gebot der gegenseitigen Riicksichtnahme.

7. Tierhaltung
Die Tierhaltung im Kleingarten ist unzuldssig.
71 Tiere

Im Vereinsgelande, aulRerhalb der Parzelle, missen alle Tiere an der Leine gefiihrt werden. Tiere sind vom
Spielplatz fernzuhalten. Verunreinigungen auf den Wegen bzw. in der Kleingartenanlage sind unverziglich zu
beseitigen. Fiir Schaden haftet der Tierhaltende. Im Ubrigen gelten die gesetzlichen Vorgaben.

7.2 Bienenhaltung

Bienenhaltung ist im Rahmen nicht gewerblicher Nutzung erwiinscht. Die Imkernden miussen Mitglied in einem
Imkerverein sein. Der Umweltbetrieb Bremen, der Landesverband, der Vereinsvorstand, der Imkerverein sowie der
Lebensmitteliiberwachungs-, Tierschutz- und Veterinardienst des Landes Bremen (LMTVet) missen der
Bienenhaltung zustimmen.

Die Zahl der Bienenvolker kann durch den Verwaltenden/Vorstand begrenzt werden.

8. Fachberatung
Bei Fragen der Umsetzung der Gartenordnung stehen die/der Landesfachberatende und die ehrenamtlichen
Fachberatenden in den Vereinen zur Verfligung.

9. VerstoRe
VerstodRe gegen die Gartenordnung kénnen den Vereinsausschluss und die Kiindigung des Kleingarten-
Pachtvertrages begriinden.

10. Schlussbestimmungen
Die Gartenordnung ist ausdriicklicher Bestandteil des zwischen den Pachtenden und Verpachtenden
geschlossenen Kleingarten-Pachtvertrages.

In ihren Einschrankungen weitergehende rechtliche Vorgaben bleiben von den Regelungen der Gartenordnung
unberihrt.

Die Gartenordnung wurde von der Delegiertenversammlung des Landesverbandes der Gartenfreunde Bremen e.V.
am 13.11.2019 beschlossen. Sie ersetzt die vorher giiltige Gartenordnung und tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.
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Verpflichtungserklarung-Bau

zum Kleingarten-Pachtvertrag vom ...........cccooooiiiiiiiii
Uber den KIeiNQarten ...........oooiiiiiiiiiiiiiiiiiieeeeeeeeee e
gelegen im Gebiet des KIGV. ... .. e. V.

[ (= 0 0 = 1 RPN
Vo) o101 aF= 1 S 1 o TP
— Erklarende Personen —

verpflichteten sich

e vor Beginn einer Errichtung, baulichen Veranderung oder Beseitigung einer Gartenlau-
be oder einer anderen baulichen Anlage, dem Verein die Plane/Bauzeichnungen vorzu-
legen.

e wenn der Zuschnitt der Parzelle die Einhaltung der Abstandsflache mit einer Tiefe
von mind. 2,5 m nicht zulasst, jedes Bauvorhaben mit der Baubehorde zu besprechen
und den Abstand von 5 m zur benachbarten Gartenlaube nicht zu verringern.

e bei Erforderlichkeit, vor Beginn einer Errichtung, baulichen Veranderung oder Beseiti-
gung einer Gartenlaube oder einer anderen baulichen Anlage, eine Genehmigung der
Wasserbehdrde einzuholen.

e das Erstellungsdatum des Baukdrpers nachzuweisen. Andernfalls gehen Abzuge we-
gen einer technischen Abschreibung bei der Bewertung der Anlage zu Lasten des Er-
klarenden.

¢ nach Fertigstellung der Gartenlaube/baulichen Anlage bzw. der baulichen Verande-
rung oder Beseitigung der Gartenlaube/baulichen Anlage, den Vereinsvorstand schrift-
lich hieriber in Kenntnis zu setzen.

Die Erklarenden sind informiert, dass die bauliche Anlage

e unter Anrechnung des Uberdachten Freisitzes sowie evtl. vorhandener Nebengebaude,
das zulassige Mal von 24 m? Grundflache nicht Gberschreiten darf.

e gegenuber den Grenzen benachbarter Parzellen in jedem Fall eine Abstandsflache mit
einer Tiefe von mindestens 2,50 m einzuhalten hat.

Das qilt fir den Neu- und den Wiederaufbau der Laube sowie fur Anbauten an der
Laube.

e eine maximale Firsthdhe von 3,50 m und eine Traufhdhe von 2,50 m nicht Uberschrei-
ten darf. (Gemessen ab Ful3bodenoberkante und diese darf max. 30 cm Uber Erdglei-
che des gewachsenen Bodens liegen.)

e ohne Unterkellerung, Wasseranschluss und Entwasserungseinrichtungen zu errichten
ist. Ausnahmen hierzu regeln die Verpflichtungserklérung zur Abwasserbeseitigung in
Kleingérten und Vereinbarung lber die Abwasserbeseitigung in Kleingérten abschlie-
Rend.

Bei Verstol3 gegen vorbenannte Vorgaben entsteht dem Verpachtenden ein Anspruch gegen

die Erklarenden auf Rickbau und/oder Beseitigung. Die Kosten der Durchsetzung dieses An-
spruchs, der Ruckbau-/Beseitigungs-Mallnahme, gegebenenfalls Schadenersatz und weitere,
aus dem Zuwiderhandeln entstehende, Kosten, gehen zu Lasten der Erklarenden.

Zudem konnen bauordnungsrechtliche Belange den Erlass einer kostenpflichtigen Abrissver-
fugung rechtfertigen.
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Verpflichtungserklarung zur Abwasserbeseitigung in Kleingarten im

KIGV.: oo Parzelle: ...

Wir verpflichten und, die Vorgaben des in wesentlichen Teilen nachfolgend aufgefiihrten
§ 6a Entwéasserungsortsgesetz in der Fassung vom 31.01.2012 zu beachten und diese entsprechend um-
zusetzen:

Abwasserbeseitigung in Kleingérten

Wird auf einem Gartengrundstuck,
a. das den Nutzern zur nichterwerbsmafigen, gartnerischen Nutzung, insbesondere zur Gewinnung von
Gartenbauerzeugnissen fur den Eigenbedarf, und zur Erholung dient und
b. das in einer Anlage liegt, in der mehrere Einzelgarten mit gemeinschaftlichen Einrichtungen, z. B.
Wege, Spielflachen und Vereinshauser, zusammengefasst ist,

Wasser direkt oder indirekt aus der offentlichen Wasserversorgung bezogen, sind die Nutzungsberech-
tigten des Grundstlicks zur Abwasserbeseitigung nach den Absatzen 2 bis 5 verpflichtet, wenn sich in
den Gebauden (wie Lauben oder Nebengebauden) an die Wasserversorgung angeschlossene Anlagen
oder Gerate befinden, deren regelmaRige Benutzung einen nicht unerheblichen Anfall von Abwasser
erwarten lasst. Sofern die Abwasserbeseitigung von diesen Grundstlicken nicht nach den Regelungen
der Absatze 2 bis 5 durchgefuhrt werden kann, insbesondere wegen der Lage oder der Beschaffenheit
des Grundsticks oder der vorhandenen Zuwegungsbeschaffenheit, darf es auf dem Grundstuck nicht
zu einem Anfall von Abwasser kommen.

Die Grundstiicke nach Absatz 1 Satz 1 unterliegen nicht der Kanalanschlusspflicht nach § 4 Absatz 1

Satz 1. Das Abwasser wird gemaR § 6 Absatz 1 in einer Schmutzwassersammelgrube gesammelt. Ab-

weichend von der in § 3 Absatz 1 vorgesehenen direkten Einleitung des Abwassers in die &ffentlichen

Abwasseranlagen ist das gesammelte Wasser durch einen zertifizierten Entsorgungsfachbetrieb an einer

Ubergabestelle den 6ffentlichen Abwasseranlagen - entsprechend den geltenden Nutzungsbedingungen

- zuzufiihren. Die Entleerung ist rechtzeitig vor Flllung der Schmutzwassersammelgrube zu veranlassen.

Die Wasserbehérde erlasst Nutzungsbedingungen fiir die Ubergabestellen, die ortsiiblich bekannt ge-

macht werden.

Als Schmutzwassersammelgruben zugelassen sind ausschliefllich dichte monolithische Abwassersam-

melbehalter mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung des Deutschen Instituts fur Bautechnik. Der

Abwassersammelbehalter ist so zu bemessen, dass er den Abwasseranfall eines Monats aufnehmen

kann, muss fur jedes Grundstiick jedoch mindestens eineinhalb Kubikmeter nutzbares Fassungsver-

mdgen haben. Andere 6ffentlich-rechtliche Vorschriften bleiben unberihrt.

Die Errichtung, Anderung oder Beseitigung der Abwassersammelbehalter auf diesen Grundstiicken ist

spatestens einen Monat vor Beginn der Malinahme der Wasserbehorde schriftlich anzuzeigen. Bei Er-

richtung oder Anderung der Abwassersammelbehalter ist der Anzeige eine Typenbeschreibung des Ab-

wassersammelbehalters mit Zulassungsnummer des Deutschen Instituts fir Bautechnik sowie ein Lage-

plan oder eine Skizze des Grundstiicks mit Grubenstandort und Leitungsverlauf beizufligen.

Der Nutzungsberechtigte hat Nachweise iber die ordnungsgemafe Entsorgung des Abwassers fiir ei-

nen Zeitraum von 3 Jahren vorzuhalten und diese auf Verlangen der Wasserbehérde vorzulegen.

Die Regelungen der Absatze 1 bis 5 gelten nicht auf den in Absatz 1 Satz 1 genannten Gartengrundstu-

cken, die bauaufsichtlich geduldet zu Wohnzwecken genutzt werden oder auf Grundstiicken im Ubrigen

Auflenbereich, die bauaufsichtlich geduldet zu Wohnzwecken genutzt werden.

Gilt nur fir Wochenend- und Ferienhausgebiete.

Die Regelungen der Absatze 2 bis 5 und 7 gelten nicht fur Grundstiicke mit gemeinschaftlich genutzten

baulichen Anlagen wie insbesondere Vereinshausern.

VerstofRen wir vorsatzlich oder grob fahrlassig gegen die sich aus dem Entwasserungsortsgesetz erge-
benden Pflichten, erklaren wir uns bereit fiir jeden einzelnen Fall der Pflichtverletzung ein Strafgeld bis zu
einer Hohe von 10.000 € an den Verpachtenden (Kleingartnerverein / Landesverband) zu zahlen.

Davon unbertihrt verpflichten wir uns dem Verpachtenden gegenlber Ersatz fur den entstandenen Scha-
den einschlieRlich etwaiger Folgeschaden zu leisten.
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Vereinbarung uber die Abwasserbeseitigung in Kleingarten
zwischen Verpachtenden und Pachtenden

Wer sich entscheidet oder entschieden hat auf seinem Kleingarten Wasser direkt oder indirekt aus der 6f-
fentlichen Wasserversorgung zu beziehen, auf dem sich in der Laube oder im Nebengebdude Anlagen oder
Gerate befinden, deren Benutzung einen nicht unerheblichen Anfall von Abwasser erwarten lasst — wie z. B.
Toilette, Duschtasse — muss die ordnungsgemafie Entsorgung des Schmutzwassers gewahrleisten. Glei-
ches gilt fur die Zufihrung von Grundwasser oder Vergleichbarem.

Die Beachtung der fur diesen Zweck geanderten und durch die Bremische Burgerschaft verabschiedeten
Bestimmungen des Entwasserungsortsgesetzes (umseitig) sowie nachfolgender Regelungen zur Durchfih-
rung und zum Verfahren einer ordnungsgemaflen Abwasserbeseitigung ist zwingend!

Diese gelten auch als verbindliche Bestandteile des zwischen Verpachtenden und Pachtenden geschlosse-
nen Kleingarten-Pachtvertrages:

1. Das Vorhaben — ordnungsgemafe Abwasserbeseitigung — ist genehmigungspflichtig.

Der Verpachtende/Verein entscheidet unter Beriicksichtigung der 6rtlichen Verhaltnisse und der Auswir-
kungen auf die Gemeinschaft und die Anlage, ob eine Genehmigung erteilt werden kann.

2. Die Mallnahme ist schriftlich zu beantragen und vom Verpachtenden/Verein mit der Kennzeichnung ge-
nehmigt oder_nicht genehmigt zu unterzeichnen.

3. Die vom Verpachtenden/Verein erteilten Auflagen vor, wahrend und nach Durchfihrung der Malnahme
sind ohne Einschrankungen zu berucksichtigen, um Schaden und Kosten vom Verein sowie von der Ge-
meinschaft abzuwenden.

Bei Nichtbeachtung kann die erteilte Genehmigung ohne Kostenfolge fiir den Verpachtenden/Verein je-
derzeit widerrufen werden.

Fur diesen Fall haben die Pachtenden das Kleingartengrundstiick in den Zustand zurlick zu versetzen,
der vor Beantragung der Abwasserbeseitigungsmaflinahme vorhanden war.

4. Die Pachtenden haben dafiir zu sorgen, dass das Abwasser nur in einem nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik unter Beachtung 6ffentlich/rechtlicher Vorschriften, errichteten, betriebenen und
unterhaltenen Abwassersammelbehélter gesammelt, einem zertifizierten Entsorgungsfachbetrieb tber-
lassen und durch diesen ordnungsgemaR an einer von der Stadtgemeinde bestimmten Ubergabestelle
den offentlichen Abwasseranlagen zugefuhrt wird.

5. Fur die Pachtenden besteht eine Nachweispflicht in Form einer Dokumentation, die dem Verpachten-
den/Verein in 2-facher Ausfertigung bei Antragstellung zur Verfligung zu stellen ist:

- Typenbeschreibung des Abwassersammelbehalters sowie dessen bauaufsichtliche Zulassung
(Zulassungsnummer) durch das Deutsche Institut fiir Bautechnik (DIBt),

- Lageplan oder Skizze des Grundstiicks mit Kennzeichnung des Gruben-/Behalterstandorts und des
Leitungsverlaufs,

Innerhalb von 3 Monaten nach Antragstellung ist der Verpachtende/Verein (iber die Fertigstellung der

Abwasserbeseitigungsmaflinahme schriftlich zu informieren, damit die Abnahme erfolgen kann.

Die Dokumentation ist durch das Abnahmeprotokoll und dem

Bestatigungsvermerk

- der zustandigen Wasserbehorde,

- des beauftragten Entsorgungsunternehmens,
bezogen auf die dort angezeigte/beantragte Abwasserbeseitigung zu vervollstandigen, zu unterzeich-
nen und verbleibt beim Verpachtenden.

In begriindeten Ausnahmefallen kann die Fertigstell ungsfrist auf 4 Monate verlangert werden.

6. Der zu verwendende Abwassersammelbehalter muss so bemessen sein, dass sein Fassungsvermdgen
eineinhalb Kubikmeter (1.500 ) nicht unterschreitet und drei Kubikmeter (3.000 ) nicht Gbersteigt.

7. Der Pachtende hat zu gewahrleisten, dass
- die Abwasserbeseitigung durch das beauftragte Entsorgungsunternehmen nur in der Zeit vom

01. April bis 31. Oktober erfolgt,
- die Nachweise Uber die ordnungsgemafe Entsorgung des Abwassers flirr einen Zeitraum von 3 Jahren
vorgehalten und auf Verlangen des Verpachtenden/ Vereins vorgelegt werden.

8. Fur den Fall, dass einzelne Regelungen nicht beachtet oder gegen die Bestimmungen verstof3en wird, ist
der Verpachtende/Verein berechtigt ein angemessenes Strafgeld zu erheben.

Davon unbertihrt bleiben Forderungen, die im ursachlichen Zusammenhang mit Schaden oder Folge-
schaden stehen, welche auf die Nichtbeachtung der Regelungen und/oder VerstéRRe gegen Bestimmun-
gen und Anweisungen des Verpachters zurtickgefihrt werden kénnen.

12/2016
Seite 16 von 16



	geboren am: 
	in: 
	geboren am_2: 
	in_2: 
	mit einer Größe von: 
	Kleingärtnerverein: 
	FrauHerrn: 
	wohnhaft: 
	FrauHerrn_2: 
	wohnhaft_2: 
	Pachtgegenstand ist der Kleingarten: 
	Pachtgegenstand €: 
	Pacht €: 
	Bremen den: 


